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Unfallgefahren durch Windanlagen im Umfeld von Wohnhäusern  

Mindestabstände und Unbedenklichkeitsgrenzen 

 

 

Unfallgefahren durch Windanlagen 

Es handelt  sich bei einer Windanlage nicht um einen fest stehenden, sondern um einen dynamischen 

sich mehr oder weniger laufend bewegenden Baukörper mit allen bisherige Masse sprengenden 

Dimensionen. Schon aufgrund der physikalischen Dynamik einer solchen industriellen Großanlage  

gehen durch sie schon anlagenspezifisch wie auch physikalisch erhöhte Gefahren aus, so dass der 

Abstand z.B. analog zur visuell bedrängenden Wirkung allein kein Kriterium ist. Hingegen sind von 

Beginn an vielfältige Unfälle durch Windanlagen eingetreten. Deren Anzahl wie Relevanz hat auch 

nach Jahrzehnten der Erfahrung mit solchen Anlagen zu keinem erkennbaren Fortschritt bei der 

Verringerung solcher Unfälle oder deren Schwere geführt. Im Gegenteil begründen die nunmehr bis 

zu 220m hohen Anlagen und mit sehr langen Rotoren ausgestatteten Windanlagen im Falle eines 

Unfalles gewachsene und damit höhere Gefahren für ein Wohnumfeld, als frühere kleinere Anlagen. 

Hierbei ist die Besonderheit von hoher Relevanz, dass die Größe und Höhe dieser Anlagen dazu führt, 

dass im Falle eines Unfalles, Brandes usw. in der Regel von außen nicht eingegriffen und geholfen 

werden kann. Üblicherweise und auch erfahrungsgemäß  führt ein Brand einer Windanlagen zu 

einem kontrollierten Brand bis auf das Skelett einer solchen Anlage, ohne dass die Feuerwehr helfen 

kann,  wobei die Anlage in etwa 500m Abstand aus Vorsorge vor herumfliegenden Trümmern 

abgesperrt wird. 

 

Erstes Gutachten des TÜV aus dem Jahr 2002/2003 

Grundlegend und ein mehr als sicheres wie auch unabdingbares Indiz hierzu ist ein seit längerem 

veröffentlichtes TÜV-Gutachten. 

Gemäß TÜV  (siehe Anlage 1) muss aufgrund der potentiellen Unfallgefahren durch Windanlagen 

(siehe Ausführungen in der Anlage ) beispielhaft  ein Mindestabstand bei einem von  114m 

(Rotordurchmesser) x 2,94 (100m Turm) von ca. 340m eingehalten werden.  

Nicht ohne Grund werden diese Abstände als Mindestabstände definiert.  

Allerdings war die Untersuchung nur zum Schutz von vielbefahrenen Straßen gedacht bzw. 

ausgeführt worden. Der TÜV ging in seinem Gutachten davon aus, wie im Gutachten dargelegt, dass 

zu bewohnten Häusern ein größerer Abstand erforderlich ist, der aber durch die Lärmemissionen und 

-immissionen ausreichend definiert sei. 
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Allerdings berücksichtigte der TÜVC bei dieser Annahme nichtdabei aber nicht, dass durch die sehr 

hohe EEG-Vergütung einerseits und die daher auch wirtschaftlich durch Betriebseinschränkungen 

wegen Lärmemissionen und –immissionen geringere Immissionsbelastungen Abstände verkürzt 

werden können, die generell und insbesondere hier zu einer Verkürzung von Abständen führt, die als 

Mindestabstände vor potentiellen Unfallgefahren zwingend sind. Ein solcher Mindestabstand wird 

mithin durch die geringeren Immissionen bzw. eingeschränkten Betriebszeiten des nachts  

unterlaufen. 

In gewissem Umfang mag auch der Umstand zu berücksichtigen sein, dass heutige Windanlagen zwar 

im Verhältnis zu Größe und Leistung weniger stark erhöhte Pegel aufweisen, aber absolut betrachtet 

lauter sind, also höhere Schallleistungspegel haben als frühere Anlagen. Für betroffene Anwohner ist 

das entscheidend. 

 

Hinzu kommen die dynamischen physikalischen Kräfte immer höherer Anlagen, die bei Unfällen 

Trümmer – aufgrund der inzwischen erreichten Dimensionen noch weiter als vom TÜV bedacht - sehr 

weit schleudern können. 

Ein solch notwendig höherer Mindestabstand aus Gründen der potentiellen Unfallgefahren wurde 

bisher nicht näher definiert, weil von ausreichenden Abständen aus der Immissionsvorsorge 

ausgegangen wurde. Das aber ist heute – wie geschildert – nicht mehr der Fall. Anlagen rücken 

immer näher an die Wohnbebauung, zumal durch sog. „Serrations“ als Ergänzung der Rotoren an den 

Hinterkämmen der Eindruck vermittelt wird, der Lärm könne ohne Nebenwirklungen gemindert 

werden. Das ist aus vielerlei Gründen  nicht der Fall. 

 

 

Die Notwendigkeit von Mindestabständen 

Angesichts der Höhe der Anlage und der damit korrespondierenden physikalischen Kräfte sowie einer 

umfassenden Sichtung vieler Unfälle durch Windanlagen  ist ein Abstand zu einem  Wohnhaus von 

mindestens 700m unerlässlich. Dies ist dann nicht nur ein Vorsorgeabstand, sondern ein 

Mindestabstand.  

Nach hiesiger Überzeugung hätten diese Besonderheiten  seit Jahren bedacht werden müssen. Denn 

gerade Anwohner  sollen nicht durch von vornherein ersichtlich und offenbar zu niedrige Abstände 

nach einer Genehmigung  in Klageverfahren gezwungen werden, die zu selbstverständlichen 
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Abständen führen müssen, wie hier skizziert. Das ist aus unerfindlichen Gründen nicht erfolgt. Die 

Rechtsprechung scheint dies seit Jahren zu tabuisieren. 

 

Denn wenn erst außerhalb dieser Abstände mit angemessen hoher Sicherheit keine Unfälle mit 

Verletzungen von Menschen gerechnet wird (100%ig!), dann ist kein Argument erkennbar, das eine 

Unterschreitung solcher Abstände und damit erhöhte Unfallgefahren mit potentiellen Schäden von 

Menschen zu rechtfertigen vermag. Auf die Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Unfalls kommt es 

dann nicht mehr an. 

 

Die Rechtsprechung des OVG NRW zu Unfällen durch Windanlagen 

Der Versuch des OVG NRW in der Entscheidung vom 28.08.08 – 8 A 2138/06  eine Regelung für 

Abstände zwischen Windanlagen und Wohnhäusern zu finden entlastet nach hiesigem Verständnis – 

jedenfalls gegenüber Wohnhäusern - in keiner Weise. Anderweitige Entscheidungen , in denen der 

Senat mit diesem Problem beschäftigt sind hier nicht bekannt geworden. 

In der besagten Entscheidung  beschäftigt sich das Urteil nur mit untergeordneten Straßen, nicht mit 

Autobahnen bzw. vielbefahrenen Straßen oder  Gefahren zum Nachteil von Wohnlagen. 

Siehe insb. die dortigen Randnummern 178 ff. 

 

Das Urteil  trifft Ausführungen zu weniger befahrenen Straßen. Diese Regelungen sind hier nicht 

einschlägig. Eine Analogie für Wohnlagen ist nicht zulässig. Schon deshalb ist das Urteil weder  

einschlägig noch hilfreich. Auch die Höhe und Größe der hier betroffenen Windanlage ist mit der 

kleineren Anlage im Urteil nicht vergleichbar. 

Der Senat beschäftigt sich ebenso wenig  mit dem Gutachten des TÜV (aaO.) zu Abständen  zwischen 

Windanlagen und Straßen wie Strassen.NRW. So bleiben beide  hinter dem aktuellen Wissenstand 

zurück. 

Immerhin definieren  auch § 9 BundesfernstraßenG oder § 25 StrWG NRW Mindestabstände, 

allerdings entlang eines engen Korridor an Straßen, innerhalb deren die verantwortlichen Behörden 

wie Strassen.NRW usw. Einwendungen erheben müssen. Das gibt aber keinerlei „Freibrief“ bei ggfls. 

notwendig höheren Abständen, als gesetzlich festgelegt, insb. angesichts der heutigen Dimensionen 

von Windanlagen von bis 220m, bald bis 300m bzw. oder von noch üblichen ca. 150m Gesdamthöhe. 

An diese Dimension von Windanlagen hat der Gesetzgeber obiger Regelungen ersichtlich nicht 
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gedacht. Es irrtitiert allerdings, dass er sein Wissen nicht dem heutigen Stand der Technik anpasst. 

Das gilt in ähnlicher Weise für die Anzahl von Windanlagen beineiner UVP im deutschen UVPG. 

 

Die Leichtigkeit und Sicherheit des Straßenverkehrs, insbesondere auf den vielbefahrenen 

Bundesautobahnen ist aber auch außerhalb dieser engen rechtlich definierten Abstände mit einer 

erhöhten Gefahr verbunden und bedarf einer stets individuellen Überprüfung/Begutachtung. An 

diesem Beispiel wird deutlich, dass die gesetzlichen Regelungen den tatsächlichen Entwicklungen 

einer Technik (Windanlagen) iVm der Größe pp in den letzten Jahren nicht nachjustiert wurden. 

Dadurch entstehen wachsende Regelungslücken die anderweit zu schließen sind. Jedenfalls können 

nicht technisch erkennbar  überholte Regelungen als Massstab für heute übliche Technik 

herangezogen werden. 

So handelt es sich bei Windanlagen nicht um einen fest stehenden Baukörper (wovon das Gesetz wie 

§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BFernStrG ersichtlich ausgeht), sondern um einen dynamischen sich mehr oder 

weniger laufend bewegenden Baukörper, mit allen bisherige Maaße sprengende Dimensionen. Von 

diesem gehen schon anlagenspezifisch wie auch physikalisch erhöhte Gefahren aus, so dass der 

Abstand allein gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BFernStrG kein Kriterium sein kann. 

 

Maßgeblich ist deshalb die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Hierauf wiederum bezieht sich 

auch das OVG NRW aaO (siehe Rn 186 und 196f.,). 

 

In den Rn 200 ff. beschäftigt sich der Senat dann mit „herabfallenden Teilen“ von Windanlagen bei 

Straßen und zu Schutzabständen wie folgt: 

 

„Die Häufigkeit von Vorfällen mit herabfallenden Teilen - etwa durch Rotorbruch oder Umsturz 
der Windkraftanlage - lag in den Jahren 2000 bis 2003 in Deutschland im Durchschnitt bei 
etwa 0,04%. In keinem dieser Fälle ist es zu Personenschäden gekommen. Die Vorfälle 
beruhten in der Mehrzahl auf mangelhaften Bauteilen oder fehlerhaften Reparaturarbeiten. 

Rn 201 

Vgl. Deutscher Naturschutzring, Grundlagenarbeit für eine Informationskampagne "Umwelt- 
und naturverträgliche Windenergienutzung in Deutschland (onshore)" - Analyseteil -, S. 47 ff.; 
Hessischer Landtag, Drucksache 15/4246 vom 28. März 2002, Kleine Anfrage betreffend die 
Gefährlichkeit von Windkraftanlagen und Antwort des Ministers für Wirtschaft, Verkehr und 
Landesentwicklung. 

Rn 202 



7 

 

Dieser noch als konkret einzustufenden Gefährdung kann - vor dem Hintergrund der geringen 
Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts - im Einzelfall durch die Beifügung von 
Nebenbestimmungen angemessen begegnet werden. Dabei kommt neben der Einrichtung 
einer Abschaltautomatik bei Unwuchtbetrieb auch die Verpflichtung des Betreibers zu 
regelmäßiger, fachkundiger Prüfung, Wartung und Kontrolle der Sicherheitseinrichtungen und 
der übertragungstechnischen Teile auf ihre Funktionstüchtigkeit bei Betrieb und Stillstand, der 
Rotorblätter auf Steifigkeit, auf die Beschaffenheit ihrer Oberfläche und auf Rissbildung in 
zeitlich überschaubaren Abständen in Betracht. 

Rn 203 

Nichts anderes gilt, soweit die Vereinbarkeit der streitgegenständlichen Anlagen mit der 
öffentlichen Sicherheit - hier der Sicherheit des Verkehrs auf (sonstigen) Straßen und Wegen 
sowie des Erholungsverkehrs - in den Blick genommen werden müssen. Soweit eine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch Eisabwurf oder Rotorbruch nicht auszuschließen 
ist, kann diesen Gefahren außer mit Schutzabständen auch durch funktionssichere technische 
Einrichtungen wirksam begegnet werden. Von dieser Möglichkeit der Gefahrenabwehr geht im 
Übrigen auch der Windkraftanlagenerlass - Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für 
Bauen und Verkehr - VI A 1-901.3/202 -, des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz - VII 8-30.04.04 - und des Ministeriums für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie - IV A 3-00-19 - vom 21. Oktober 2005 (MBl. NRW 2005, S. 1288) in 
den Nrn. 8.2.4 und 5.3.3 aus. 

 

Die übernommenen Zahlen waren schon damals und sind aus heutiger Sicht sowohl ersichtlich 

überholt wie auch nicht valide (siehe Anlage 2).  

Auch technische Vorrichtungen, die typisches Verhalten einer Anlage überwachen sollen sind selbst 

wiederum anfällig.  

Es gibt keine funktionssichere technische Einrichtung bei Windanlagen die Unfälle ausschließt. Sonst 

dürfte es seit Jahren (seit der Entscheidung des Senats aaO.) solche Unfälle nicht mehr geben. Mithin 

ist die Rechtsprechung des OVG NRW schon für sich zumindest überholt und weder heute  noch 

anwendbar bei Abständen zu Straßen, noch bei der Findung von angemessenen Abständen zu 

Wohnhäusern. Es bleiben allein die  Notwendigkeit ausreichend-großzügige  Schutzabstände 

(Mindestabstände)  zu finden, um gefährliche Unfälle zum Nachteil von Wohnhäusern/Personen 

auszuschließen. 

 

Schliesslich könnte im Gegensatz zu festen Wohnhäusern differenziert werden, dass sich bei Straßen 

der Fahrer in eine gewisse potentielle Gefahrensituation freiwillig begibt, hingegen eine Windanlage 

im vorliegenden Fall in einem potentiell völlig unfallgeneigt freien Umfeld nun durch eine industrielle 

Großtechnik an diese Wohnbebauung herangerückt wird.  Damit entsteht originär und immanent 

eine erhebliche Unfallgefahr der der Anwohner neu ausgesetzt wird und mit der er – im Gegensatz 

zum Zubau der Aussicht von seinem Grundstück durch eine diese verschränkende neue Bebauung - 

nicht rechnen muss.  Dies erfolgt unter Missachtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips, wie auch 



8 

 

einem Aussetzen einer erheblichen Unfall- und Gefahrenerhöhung des Anwohners ohne 

angemessene bzw notwendige Abwehrmöglichkeiten. Das alles spricht für einen aus allem 

abgeleiteten Mindestabstand von 700m. 

 

Gründe, die eine  - geringe wie  erhebliche  - Unterschreitung rechtfertigen könnten sind deshalb  

ebenso wenig erkennbar, wie hierzu alternativ auch keine angemessenen Auflagen 

(Nebenbestimmungen) zur Vermeidung solcher Unfälle festgesetzt werden können, um geringere 

Abständen zuzulassen, als solche die durch Schutzabstände einen solchen Unfall zu 100% 

ausschließen. 

 

Keine Unfallmeldepflichten  

Weiterhin sei angemerkt, dass es bis heute trotz zahlreicher bekannt gewordener Unfälle mit 

Windanlagen und angesichts der stark steigenden Zahl solcher Anlagen wie auch inzwischen immer 

älterer unfallgeneigterer Anlagen   – zur nicht gelinden Überraschung - keinerlei Unfallmeldepflichten 

gibt, wie es auch während des Betriebs solcher Anlagen nach hiesigen Kenntnissen keinerlei 

öffentliche „TÜV“-Überwachungs-Pflichten der Anlagenbetreiber gibt, die Anlagenbetreiber also 

selbst über den Betrieb und damit auch die Sicherheit ihrer Anlage bestimmen können. Hierbei 

haben die Anlagenbetreiber natürlich stets die Rendite ihrer Anlage im primären Blick, der 

Drittschutz kommt – wenn überhaupt – nur unter ferner liefen mit dem Argument: es wird schon 

nichts passieren! In Zeiten in denen auch anderweit der gute Glaube von Behörden durch finanzielle 

Interessen konterkariert wird (aktuell z.B. der Dieselskandal der deutschen Automobilindustrie, oder 

der Skandal nach über 10 Jahren versuchter Erkenntnisunterdrückung erhöhter Immissionswerte bei 

hohen Windanlagen, dem nicht durch neue Schutzregeln für betroffene Anwohner zu entsprechen. 

 

Auch die Überwachung von „Nebenbestimmungen“ in einer Genehmigung zur technischen 

Überwachung solcher Anlagen zwecks Ausschluss von Unfällen zum Nachteil nahe an einer 

Windanlage wohnender Menschen ist lebensfremd, da die örtlichen Behörden hierzu nicht in der 

Lage sind. Auch „Algorithmen“ sind keine Lösung, da die potentiellen Gefahren durch eine Groß-

Technik bleibt und nicht ausgeschlossen werden kann. „Algorithmen“ sind zudem regelmäßig 

„Scheinlösungen“, da sie Probleme lösbar erscheinen lassen, ohne sie zu lösen. 
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Aktuelle Unfälle durch Windanlagen und Schlussfolgerungen 

Die potentiellen und steigenden Gefahren durch Unfälle  bestätigt der Unfallbericht des 

Bundesverband Windenergie in seiner Mitgliederzeitschrift Neue Energie „Sicherheit hat ihren Preis“ 

in der Ausgabe August 2014, Seiten 33ff (Anlage 2). 

Der Beitrag ist zwar an einigen Stellen nach hiesiger Einschätzung geschönt im Sinne des Verbandes 

und seiner Mitglieder, siehe oben! Dennoch zeigt er die Probleme dem Grund nach auf und es fällt 

nicht schwer festzustellen, bzw es liegt auf der Hand, dass die Realität schwerwiegender ist. 

 

Dass es zudem für schwere Unfälle bisher keine Meldepflicht gibt ist zwar ein Erfolg der 

Windindustrie, fällt hier aber auf sie zurück, weil die fehlende Transparenz der Schwere und 

Häufigkeit solcher Unfälle zwingend zur Beachtung der Mindestabstände gemäß TÜV und darüber 

hinaus führt, da keinerlei wissenschaftlich fundiert entlastende Argumente für geringere Abstände  

vorliegen. 

Auch sind Auflagen jedweder Art nach hiesiger Überzeugung und Erfahrung  nicht definierbar, da 

andernfalls die Unfallgefahr wieder steigt, der die Anwohner dann wieder ausgesetzt werden. 

Jegliche technische Maßnahme ist selbst wieder anfällig für Ausfälle. Hingegen geht die Sicherheit 

der Anwohner stets und unabdingbar vor (Safety first!), zumal ein Mindestabstand der jegliche 

Betroffenheit durch Unfälle ausschließt  mit keinerlei Technik – wie anfällig oder sicher auch immer - 

gleich gesetzt werden kann.  

 

Die zahlreichen Unfälle von Windanlagen durch Brände mit jeweiligem Totalschaden (auch von nur 2 

oder 3 Jahren jungen Großanlagen; so sind z.B.  jüngst zwei große und junge Enercon E 66 durch 

Brände zerstört worden) sind dokumentiert auf Wikipedia:  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_Unf%C3%A4llen_an_Windkraftanlagen_in_Deutschl

and_und_%C3%96sterreich (oder mit den beiden zu kombinierenden Suchbegriffen 

„Windanlage“ und „Unfälle“) 

 

siehe auch MIT Unfällen im Ausland 

http://www.gegenwind-vogelsberg.de/informationen/unfall/havarie/ 
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So gibt es Unfälle mit und ohne Rotorblattverluste, Rotorblattschäden und –unfälle, die immer 

wieder zu früher als geplantem  Rotorblattaustausch führen usw. . Sie machen die potentiellen 

Gefahren einer solch dynamischen Anlage in großer Nähe (innerhalb der Mindestabstände gem. TÜV 

aaO.) zu Straßen deutlich und zu Wohnhäusern erst recht notwendig. Dies wird noch unterstrichen 

dadurch, dass die Windindustrie – nach hiesiger Kenntnis - sich seit Jahren sogar weigert eine 

freiwillige Unfallmeldepflicht oder einen verpflichtenden TÜV (aaO) einzuführen. Angesichts der 

Dimensionen heute üblicher Windanlagen wäre eine Unfallmeldepflicht – wie oben ausgeführt - 

dringend zur Pflicht zu machen. Ebenso eine regelmäßige öffentliche Überwachungspflicht. Doch 

daran fehlt es. Dass die finanzierenden Banken die Betreiber im internen Vertragsverhältnis natürlich 

zu Überwachungspflichten anhalten usw. mag sein, ist hier aber für Dritte als Anwohner gegenüber 

der genehmigenden Behörde irrelevant. Auch dies unterstreicht die Unabdingbarkeit eines 

Mindestabstandes. 

 

Mithin kann ein relevanter Unfall durch Windanlagen mit Schäden für Personen nur dann mit 

100%iger Wahrscheinlichkeit vermieden und ausgeschlossen werden, wenn ein Mindestabstand 

eingehalten wird, der ausschließt, dass ein Anwohner befürchten muss bei einem Unfall betroffen 

und damit sein Leben gefährdet sein würde. 

Andernfalls ist es Vorsatz der genehmigenden Behörde, potentielle Unfälle mit Schäden für Personen 

mit unverhältnismäßiger Nähe zu einem Wohnhaus pp. durch unzureichende Mindestabstände 

zuzulassen bzw. zu genehmigen ( in der Regel sogar ohne jedwede Nebenbestimmungen) und so 

wider besseres Wissen in Kauf zu nehmen, dass Anwohner  in Leib und Leben potentiell gefährdet 

werden können. Das ist durch NICHTS zu rechtfertigen.  

 

Sodann ist es psychisch und tatsächlich unzumutbar Menschen 20 Jahre (Lebenszeit einer 

Windanlage) in dem Bewusstsein in der Nähe einer Windanlage leben zu lassen, dass jederzeit ein 

Unfall sein Leben gefährden könnte wegen des nahen Standortes und damit einhergehender 

Ausgesetztheit von Trümmerschlag usw. zu seinem Nachteil. 

 

Dies wird im Hinblick auf die Notwendigkeit von Mindestabständen iVm Unfallgefahren durch zu 

nahe zu Wohnhäusern stehende Windanlagen aus gegebenem Anlass wie folgt beispielhaft bestätigt 

durch: 
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Windrad-Havarie im Hunsrück (15.11.2015) siehe Fernsehbericht mit dem link:  

https://www.youtube.co/watch?v=mSSCHOxbubQ 

Dort wurden noch Trümmerteile in 500m Entfernung gefunden.  

Der Text des TV-Berichts liegt als Anlage 3 bei. 

 

Dieser Vorfall ist kein Einzelfall, wie die vielfachen Unfälle durch Windanlagen zeigen, bei denen – 

aus welchen glücklichen Umständen auch immer – Häuser und Menschen nicht getroffen wurden. 

Bei kleineren Anlagen sind Rotorblattteile pp. schon bis zu 600m weit „geflogen“,  

siehe beispielhaft Anlagen-Unfall Windanlage Dittmannsdorf aus 2003! (Anlage 4). 

Oder aktuell Zerstörung einer kleineren Windanlage von etwa 70 Meter Masthöhe durch einen 

Sturm  in der Nähe von Paderborn am 23.05.16 

http://www.faz.net/aktuell/unwetter-in-ostwestfalen-tornado-sucht-minden-heim-

14248122.html 

Dort wurden die Trümmer mindestens 250m weit geschleudert. 

Wegen der fehlenden Unfallmeldepflicht und der Interessenlage der Anlagenbetreiber werden nur 

wenige Unfälle so dokumentiert. 

Solche Entfernungen von 250 oder 500m werden offensichtlich immer wieder sehr leicht erreicht 

oder sogar überschritten, da nach Rotorblattunfällen durch das „segeln“ von Rotorblattteilen größere 

Entfernungen leicht  überbrückt werden. 

Angesichts der Größe solcher Rotorblätter von knapp 50-100mm Länge und bis zu 3 bis 4m im 

Durchmesser ist es völlig unzumutbar, dass der aufgrund gewillkürter Abstände weit unter 

notwendigen Mindestabständen Anwohner solchen unmittelbaren, potentiellen und nicht 

ausschließbaren Unfallgefahren über 20 Jahre ausgesetzt werden. 

 

 

Aus Vorsorge ist mithin bei einer im Vergleich zum TV-Bericht (aaO) hier sehr viel höher geplanten  

Anlage(n) und den damit einhergehenden physikalischen Gesetzen ein Mindestabstand zum 

Wohnhaus von Anwohnern von etwa 700m zwingend. 
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Es verstösst gegen das Grundgesetz Menschenleben durch den Betrieb von Windanlagen aufgrund 

unzureichend niedriger Abstände zu Wohnhäuser  mit dem Leben zu gefährden, wenn durch 

ausreichende Mindest-Abstände diese Gefährdungen zu 100% ausgeschlossen werden können. Art 2 

Abs. 2 S. 1:  GG:  Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 

Beweis; Sachverständigengutachten 

 

Mithin liegt von Anfang an auch keinerlei öffentliches Interesse vor für eine Windanlage in einer 

Nähe zum Wohnhaus von Anwohnern unterhalb von Mindestabständen von ca. 700m,  deren  Leben 

und das ihrer Angehörigen durch einen nicht ausschließbaren Unfall mit umherfliegenden Trümmern 

potentiell gefährden werden kann. 

 

Abstandserlass NRW 

Im Abstandserlass NRW  

„Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen 

der Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände 

(Abstandserlaß) (MBl. NW. 1998 S. 744), RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, 

Raumordnung und Landwirtschaft v. 2. 4. 1998 - V B 5 - 8804.25.1 (V Nr. 1/98)“ 

 

Ist deshalb nicht ohne Grund festgehalten: 

„3.2 Immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren und 

Planfeststellungsverfahren 

Im Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG, in Planfeststellungsverfahren nach 

dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz und in sonstigen 

Planfeststellungsverfahren ist im Gegensatz zu der Planung von Gebieten die 

Abstandsliste nicht anzuwenden; in diesen Fällen ist es ausdrücklich Gegenstand des 

Genehmigungsverfahrens, anhand der Antragsunterlagen und von 

Einzelgutachten in jedem Einzelfall zu prüfen, ob Gefahren, erhebliche Nachteile 

oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 

ausgeschlossen werden können. Die Anwendung der Abstandsliste würde diesem 

Prüfungsgrundsatz nicht gerecht werden.“ 

 

Fettdruck pp. als Hervorhebung durch den Unterzeichner. 

Hinsichtlich der unabstreitbaren Unfallgefahren durch Windanlagen sind mithin anhand der 

Antragsunterlagen solche Mindestabstände als einzuhalten zu beachten oder ein 
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Einzelgutachten vorzulegen in welchem Umfang und durch welche Maßnahmen zu einem 

Mindestabstand Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die 

Allgemeinheit oder die Nachbarschaft ausgeschlossen werden können. 

Wie schon zuvor dargestellt wird zu einem Mindestabstand keine Alternative gesehen 

 

 

Neues Gutachten Veenker zu Mindestabständen 

Diese Ausführungen werden nunmehr vollumfänglich bestätigt durch ein kürzlich veröffentlichtes 

Gutachten von Veenker mit dem Titel, 

 

„Windenergieanlagen in Nähe von Schutzobjekten – Bestimmung von Mindestabständen – 

Anwendungsdokument, Kurzfassung Gutachten“  von Ende 2014 

Im Internet zu finden unter: 

http://www.veenkergmbh.de/projekte/windenergieanlagen-generalgutachten/ 

 

Auf der homepage des Gutachtes Veenker (aaO.) heißt es dazu u.a.: 

 

„Das von einer technischen Anlage ausgehende Risiko für Personen und 

Umwelt darf ein akzeptables Maß nicht überschreiten – die Fragestellung einer 

quantitativen Risikoanalyse.“ 

Dipl.-Ing. Alexander Junge 

 

Risikobewertung im Umfeld von Windenergieanlagen 

Unter der Federführung der Enercon GmbH und in enger Zusammenarbeit mit allen betroffenen 

Vereinen und Verbänden erstellte VEENKER ein umfangreiches Windenergieanlagen-

Generalgutachten, bei dem die Gefährdung von Schutzobjekten durch Windenergieanlagen mit 

Nabenhöhen von 60 m bis 150 m und einer Leistung von 0,5 MW bis 8,0 MW bewertet wurde. Die 

Gefährdungspotenziale Abwurf von Rotorblättern oder Teilen davon, Abwurf von Eisfragmenten, 

Abwurf des gesamten Maschinenhauses sowie Turmbruch wurden probabilistisch bewertet. Aus dem 

Gefährdungsgrenzwert nach DIN EN ISO 16708 ergeben sich konservative Mindestabstände, für die 

kein weiterer Nachweis erforderlich ist. In Form eines Anwendungsdokumentes stehen diese 

Ergebnisse hier zum Download bereit. 
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In diesem Gutachten werden zu diversen Schutzgütern die je mathematisch wie 

wahrscheinlichkeitsseitig notwendigen Mindestabstände berechnet, dargelegt und tabellarisch 

festgesetzt. 

Bei Wohngebieten bzw. einer größeren Anzahl von Wohngebäuden im engeren Umfeld einer 

Windanlage und einer Nabenhöhe von ca. 80 m sowie einer Nennleistung von 1,5 – 3 MW ist 

hiernach ein Mindestabstand von 690m zu Wohngebäuden einzuhalten. Dieser Mindestabstand wird 

als „Unbedenklichkeitsgrenze des Abstandes zur Windenergieanlage“ definiert und findet sich in der 

Anlage A 14 (letzte Seite des Gutachtens.). 

Die Gefährlichkeit von Unfallanlagen gegenüber bestimmten Schutzgütern wird in ähnlichen 

Abständen in der Anlagen A 3.3, A 3.4A 3.5, A 4.2, A 4.3,  A 5.4,  A 5.5,  A 6.2,  

Es soll eine Langfassung des Gutachtens existieren, die hier derzeit nicht vorliegt. Aufgrund der 

ausdrücklichen Titulierung als Anwendungsdokument kommt es darauf aber nicht weiter an, da 

allenfalls die mathematische pp. Herleitung dokumentiert sein wird, was an den festgestellten 

Mindestabständen nichts ändert. 

 

Soweit diese Mindestabstände unterschritten werden sollen ist dies durch ein gesondertes 

individuelles Gutachten zu belegen. Das wiederum ist zwar theoretisch möglich, ist aber an viele 

besondere örtliche Umstände gebunden (siehe Ausführungen unter 5. Seire 19 des Kurzgutachtens). 

Es ist aber auch kein geringerer Mindestabstand möglich oder erkennbar, weil die Voraussetzungen 

bei Wohnhäusern regelmäßig fehlen. Insbesondere ein stärkeres Unterschreiten erscheint 

ausgeschlossen, was angesichts der dargelegten Gründe und der ausdrücklichen Festlegung als 

„Mindestabstände“ unterstrichen wird. Hinzu kommen die psychologischen Momente zu Lasten der 

Anwohner, wie oben ausgeführt, die ein Unterschreiten von Mindestabständen ausschließen. Das gilt 

letztlich auch gegenüber einem komplett einzeln stehenden  Haus im Umfeld des 690m Abstandes. 

Denn mit welchen allgemeinverständlichen Gründen will man Menschen unterschiedlichen Schutz 

vor Unfällen gewähren. Insoweit korreliert das mit vielen anderen Mindestregeln und -abständen. 

 

Hinzu kommt die Erschwernis zu Lastenjedweder Nutzung des Gutachtens, insoweit das „Veenker“ 

Gutachten unter Federführung des Auftraggebers Enercon erfolgte. 

Das Gutachten ist also ein Gutachten im Auftrag der Windindustrie, was auch die Beteiligtenliste 

bestätigt. Es ist deshalb als interessennah zur Windindustrie einzustufen. Schon deshalb muss von 

knappen Abständen gesprochen werden, die ggfls. auch höher liegen können wenn nicht müssen. 
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Denn es ist nicht im Interesse der Windindustrie – wie ihre öffentlichen Äußerungen immer wieder 

zeigen und der kontinuierlichen Versuche  der Nutzung von Standorten unter diesen 

Mindestabständen - höhere „Sicherheitsabstände“ zu unterstützen. 

Das Gutachten und die Mindestabstände  dürften der Windindustrie bestens bekannt sein, zumal es 

öffentlich übers Internet (aaO.) zugänglich ist. Trotzdem findet dieses Gutachten wie die 

vorhergehende Fassung nirgends Anwendung, insbesondere wird sie von Projektieren nie vorgelegt, 

insbesondere nicht bei Standorten unter den Mindestabständen, wie die Genehmigungs- Praxis und 

die Rechtsprechung zeigen. 

Angesichts der klaren Grundlagen und obigen Ausführungen ist das Einhalten eines  

Mindestabstandes auf Basis des „Veenker-Gutachtens“ zwingend und muss Standard werden. 

 

 

Regelungen in anderen Bundesländern 

Mit der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes vom 09.Mai 2016 (Vf. 14-VII-14; Vf. 

3-VII-^15; 4-VII-15) werden vielfältig neue Massstäbe gesetzt. Insbesondere wird § 248 Abs. 3 BauGB 

mit Leben gefüllt. Während der bayerische Landesgesetzgeber von der Länderöffnungsklausel durch 

Gesetz vom 17.11.14 (GVBl S. 478) Gebrauch gemacht hat wehren sie die anderen Bundesländer 

bisher bestimmte Abstände zu Gebäuden zu definieren. 

Allerdings ist in Baden-Württemberg gemäß aktuellem Koalitionsvertrag ein genereller 

Mi9ndestanstand zu Wohnhäusern von 700m festgesetzt worden. In Hessen und in Rheinland-Pfalz 

müssen die Plangebiete für Windanlagen einen Mindestabstand von 1000m beachten (In Rheinland-

Pfalz durch das Ministerium des Innern, vertreten durch den Staatssekretär Günter kern in Sachen 

LEP IV Teilfortschreibung 2016 Windenergie vom 15.06.16 ….“Des weiteren wird ein Mindestabstand 

von Windenergieanlagen zu reinen, allgemeinen und besonderen Wohngebieten sowie Dorf-, Kern- 

und Mischgebieten von 1000 Metern…festgelegt….“). In diesen Ländern besteht also bereits ein 

immanenter Schutz vor Unfallgefahren vor Windanlagen durch generelle Mindestabstände. 

Es ist aus den Ausführungen und den Erkenntnissen in der vorliegenden Arbeit nicht zu erwarten, 

dass in den anderen Ländern nicht auch Mindestabstände festgelegt werden. Doch selbst wenn dies 

aus  - bedenklichen – politischen Gründen nicht erfolgt, so ist doch schon heute ein Mindestabstand 

von 690m zu Wohnhäusern unhintergehbar. Ein solcher Abstand dient auch als notwendige 

Befriedung und Akzeptanzerhöhung, da es nicht vorstellbar ist, dass Anwohner im Hinblick auf die 

unstreitigen Gefahren durch ein und dieselben Windanlagen unterschiedlichen Schutz erfahren. 
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Ergebnis 

Abschließend ist festzustellen, dass es wissenschaftlich-mathematisch wie aus praktischer Erfahrung 

notwendig ist zwischen Wohnhäusern und Windanlagen einen Mindestabstand zu definieren. Dieser 

wird aus diesen Gründen bei 690m festzusetzen. 

Unterschreitungen im Einzelfall erscheinen ausgeschlossen, da es Anwohnern  in keiner Weise 

zumutbar ist eine Unterschreitung solcher Mindestabstände von hier 690m über einen Zeitraum von 

20 Jahren, angesichts der optional und objektiven Unfallgefahren durch eine Windanlage 

hinzunehmen, oder zu anderen Anwohnern unterschiedlich oder gar zu technischen Anlagen mit 

geringeren Abständen als „weniger Wert“ eingestuft zu werden.  

Mithin liegt von Anfang an auch keinerlei öffentliches Interesse vor für eine Windanlage in einer 

Nähe zum Wohnhaus des Antragstellers,  deren  Leben und das ihrer Angehörigen durch einen nicht 

ausschließbaren Unfall mit umherfliegenden Trümmern potentiell gefährden kann. 

Würde auch nur ein Anwohner durch solch einen Unfall wegen Unterschreitens des 

Mindestabstandes schwer verletzt wäre es zugleich das Ende des Ausbaus mit Windanlagen in 

Deutschland! 

 

Innerhalb eines 700m-Radius um die seit kurzem errichtete Windanlage in Goch – ein Wohngebiet im 

Außenbereich – leben etwa 70 Personen. Alle diese Personen werden dem lebensgefärdenden Risiko 

von Unfällen durch den Betrieb einer solchen Anlage unmittelbar ausgesetzt. Das wäre unzumutbar, 

wie ausgeführt. 

Mithin ist hier ein Mindestabstand zu allen Wohnhäusern des reinen Wohngebietes „Gouden 

Handen“ von 690m unabdingbar. 

. 

 

 

 

 


